
Der Stimmungsum-
schwung und der 

X. Parteitag der MLPD
Interview mit Stefan Engel

16.12.15  -  Es  ist  schon  Tradition,  dass 
die „Rote Fahne“ zum Jahresabschluss 
ein Interview mit dem Parteivorsitzenden 
Stefan Engel veröffentlicht. Auch in die-
sem  Jahr  analysiert  er  tiefgehend  die 
neuen  Entwicklungen  und  Veränderun-
gen im Weltgeschehen und gibt überzeu-
gende  Antworten  auf  alle  wesentlichen 
gesellschaftlichen  Fragen  der  Zeit.  Er 
zeigt auf, wie die MLPD und ihr Jugend-
verband REBELL in Wechselwirkung mit 
dem  Stimmungsumschwung  unter  den 
Massen  in  eine  neue  gesellschaftliche 
Rolle hineinwachsen – und vor welchen 
Herausforderungen und Aufgaben sie im 
Zusammenhang mit dem X. Parteitag der 
MLPD 2016  stehen.  (Das  Interview wird 
schön  gestaltet  auch  in  der  nächsten 
Ausgabe des "Rote Fahne"-Magazins er-
scheinen.)

Rote Fahne: Die Flüchtlingsfrage ist ganz 
offensichtlich  das  beherrschende  The-
ma. Wie stehst du dazu? 

Stefan Engel: Wir erleben gerade die größte 
Flüchtlingswelle seit dem II. Weltkrieg. 2014 
wurden 13,9 Millionen Menschen neu in die 
Flucht  getrieben,  viermal  so  viel  wie  noch 
2010.  Insgesamt  sind  heute  60  Millionen 
Menschen auf  der Flucht.  Auch wenn sich 
etwa zwei Drittel davon innerhalb der jewei-
ligen Länder  auf  der  Flucht  befinden,  blei-
ben immer noch 20 Millionen, die in andere 
Länder fliehen.

Die gigantische Flüchtlingswelle geht schon 
einige Jahre. Neu ist,  dass die Flüchtlinge 
dieses Jahr verstärkt Europa erreichen und 

die europäischen Regierungen in einen re-
gelrechten Schockzustand versetzten.  Jah-
relang hat die Flüchtlingspolitik der EU darin 
bestanden,  die  Flüchtlinge  daran  zu  hin-
dern, den Boden der EU überhaupt zu be-
treten. So wurde das Mittelmeer zu einem 
Massengrab für 25.000 Flüchtlinge seit dem 
Jahr 2000. Die reaktionäre Flüchtlingspolitik 
der EU geht über Leichen. Aber seit gerau-
mer Zeit funktioniert diese Abschottungspoli-
tik nicht mehr.

Insbesondere  über  die  Mittelmeerstaaten 
Italien und Griechenland betreten jeden Tag 
Tausende  europäischen  Boden  und  bean-
spruchen ihr Menschenrecht, als Flüchtling 
oder Asylsuchender anerkannt zu werden.

Die  meisten  dieser  Flüchtlinge  sind  in 
Deutschland gelandet. Das hat zu einer Kri-
se  der  bürgerlichen  Flüchtlingspolitik  ge-
führt. Allein im September kamen eine Vier-
telmillion Flüchtlinge in Deutschland an. Im 
Jahr 2015 wurden bisher über eine Million 
Flüchtlinge registriert.

Die bürgerlichen Parteien und Regierungen 
waren auf  diese große Zahl  von Flüchtlin-
gen nicht  eingestellt.  Die bisherige Flücht-
lingspolitik  der  Bundesregierung  war  für 
Merkel  nicht  mehr  haltbar,  wenn  sie  die 
Massen  nicht  offen  gegen sich  aufbringen 
wollte. So kam es zu einer regelrechten Po-
larisierung  innerhalb  der  Gesellschaft.  Die 
MLPD  hat  sich  auf  die  Seite  derjenigen 
Menschen  geschlagen,  die  das  Recht  der 
Flüchtlinge  oder  Asylbewerber  verteidigen 
und jede ultrareaktionäre und faschistische 
Diskriminierung entschieden bekämpfen.

In einer Zeit,  in der die Herrschenden das 
Asylrecht immer weiter beschneiden und die 
UN-Flüchtlingskonvention mit Füßen treten, 
erweisen  sich  die  Marxisten-Leninisten  als 
die entschiedensten Verteidiger der Flücht-
linge. Die internationale revolutionäre Arbei-
terbewegung  ist  solidarisch  mit  der  stets 



wachsenden Masse der  Unterdrückten auf 
dieser Welt.

Angela Merkel scheint Manchem auf der 
linken  Seite  in  dieser  Polarisierung  zu 
stehen. Wie siehst du das? 

Es  könnte  vordergründig  so  erscheinen, 
dass Merkel zu den Verteidigern der Flücht-
linge gehört. Immerhin hat sie in einer hu-
manitären Geste im August 2015 Tausenden 
von  Flüchtlingen  den  Weg  nach  Deutsch-
land geebnet und sich dabei auch mit den 
ultrareaktionären  Mitgliedern  ihrer  eigenen 
Partei und Regierung angelegt. Mit dem Be-
griff  der  „Willkommenskultur“  hat  sie  den 
Eindruck erweckt, dass in Deutschland den 
Flüchtlingen  uneingeschränkte  Solidarität 
zuteil kommen würde.

Gleichzeitig  hat  es  ihre  Regierung zu ver-
antworten, dass die ganzen Jahre eine rigo-
rose  Abschottungspolitik  gegenüber  den 
Flüchtlingen durchgeführt wurde. Merkel be-
tont  scheinheilig,  dass  man  die  Ursachen 
der Flüchtlingswelle bekämpfen müsse. Das 
ist aber Heuchelei, wenn sie gleichzeitig der 
türkischen  Regierung  drei  Milliarden  Euro 
anbietet,  damit  sie den Flüchtlingsstrom in 
die  EU einschränkt.  Die Türkei  ist  ein  Teil 
des Problems und der Ursachen für die ge-
genwärtige  Flüchtlingswelle,  insbesondere 
aus dem Irak und aus Syrien. Die Erdogan-
Regierung hat den faschistischen „IS“ jahre-
lang direkt  oder  indirekt  unterstützt,  gedul-
det und insgeheim gehofft, dass ihr das hilft, 
um die  Kurden  in  Schach  zu  halten.  Wer 
wirklich gegen die Ursachen der Flüchtlings-
welle angehen will, muss gegen das impe-
rialistische Weltsystem ankämpfen, das mit 
seinen  Krisen  täglich  neue  Situationen 
schafft, in denen Menschen nicht mehr exis-
tieren oder in Würde leben können und die 
Flucht ergreifen.

Um ihre Krise der bürgerlichen Flüchtlings-
politik zu lösen, greifen die Herrschenden zu 

menschenverachtenden  Maßnahmen:  Sie 
machen die  Außengrenzen der  EU wieder 
dicht,  beschneiden die  Rechte der Asylbe-
werber  und  weisen  einen  immer  größeren 
Teil von Flüchtlingen wieder aus.

Das beginnt schon mit der Unterscheidung 
zwischen politischen oder Kriegsflüchtlingen 
und  sogenannten  „Wirtschaftsflüchtlingen“, 
die völlig an den Haaren herbeigezogen ist. 
„Wirtschaftsflüchtling“  ist  nach  Lesart  der 
Bundesregierung, wer aus einem „sicheren 
Herkunftsstaat“  kommt.  Als  „sichere  Her-
kunftsstaaten“ werden alle Balkanländer ge-
nannt,  obwohl  dort  zum  Teil  massenhafte 
existenzbedrohende  Armut  besteht  und 
große Volksgruppen wie Sinti und Roma seit 
Jahren  verfolgt  und  unterdrückt  werden. 
Aber auch für Afghanistan und Pakistan, wo 
in verschiedenen Gebieten der nackte Terror 
herrscht,  ist  das  im  Gespräch.  Selbst  die 
Türkei  soll  künftig  ein  sicheres  Herkunfts-
land werden, obwohl dort die demokratische 
Opposition gegen Machthaber Erdogan mit 
terroristischer  Gewalt  unterdrückt  und  ver-
folgt wird. Es ist beschämend, wie man die 
so genannten „Wirtschaftsflüchtlinge“ quasi 
als Kriminelle abstempelt, die das Asylrecht 
und  das  Recht  auf  Flucht  missbrauchen 
würden.

Selbst den Flüchtlingen, die hier anerkannt 
sind, wird erst einmal das Recht zu arbeiten 
verweigert und werden die sozialen und po-
litischen Rechte beschnitten. So wird einem 
wachsenden Teil der Flüchtlinge das Nach-
zugsrecht ihrer Familien für zwei Jahre ver-
weigert. Tatsache ist aber, dass sich die Fa-
milien oftmals nur die Flucht eines einzelnen 
Familienmitglieds  leisten  können,  um  aus 
der unmenschlichen Kriegssituation, der Not 
und dem Terror in Syrien oder dem Irak zu 
entkommen. Während die Bundesregierung 
so tut, als wäre ihr nichts heiliger als die Fa-
milie, reißt man die Familien der Flüchtlinge 



nun  schändlich  auseinander  und  verurteilt 
Frauen  und  Kinder,  weiter  unter  den  un-
menschlichen Bedingungen zu leben.

Zugleich  werden  die  staatlichen  Hilfsmittel 
für die Flüchtlinge immer weiter beschnitten. 
Ein großer Teil der Hilfe soll künftig nur noch 
durch  Lebensmittelmarken  ausgegeben 
werden.  Diese  Lebensmittelmarken  be-
schränken  das  Recht  der  Flüchtlinge  und 
Asylsuchenden, ihr Leben selbst zu organi-
sieren.  Es  ist  eine  ungeheuerliche  Bevor-
mundung,  die  nichts  mit  demokratischen 
Rechten und Freiheiten zu tun hat. Es geht 
hauptsächlich  darum,  die  Flüchtlinge mög-
lichst kostengünstig auf niedrigstem Niveau 
zu versorgen. An den Grenzübergängen er-
lebt man immer wieder, dass die Leute un-
terernährt,  ohne  ärztliche  Versorgung  und 
teilweise  von  der  Winterkälte  frierend  den 
schlimmsten Bedingungen ausgesetzt  wer-
den. Wir können es nicht akzeptieren, dass 
die Merkelsche „Willkommenskultur“ in den 
Medien  als  fortschrittliche  Flüchtlingspolitik 
beweihräuchert wird, nur weil es noch reak-
tionärere Vorschläge aus der CSU und der 
AfD  gibt,  dem  Flüchtlingsproblem  Herr  zu 
werden.  Nicht  erst  die  offene  Hetze  oder 
Diskriminierung  der  Asylsuchenden  oder 
Flüchtlinge  sind  rassistisch,  sondern  diese 
Behandlung durch die Bundesregierung.

Natürlich wissen wir auch, dass die bürgerli-
che  Integrationspolitik  nur  die  eigenständi-
gen  Interessen  der  deutschen  Monopole 
verfolgt.  Man will  einen kleinen Teil  dieser 
Flüchtlinge und Asylbewerber als billige Ar-
beitskräfte im Land behalten und den Rest 
kostensparend wieder  loswerden.  Man will 
die durch die Kriege im Irak, Syrien und Af-
ghanistan politisierten Menschen von vorn-
herein im Zaum halten, damit sie sich nicht 
mit  der  revolutionären  Arbeiterbewegung 
hier in Deutschland verbinden und zu einer 
„Bedrohung“  für  die  sogenannte  Stabilität 

werden. Unter dem großen Schlagwort der 
Anpassung wird den Flüchtlingen und Asyl-
bewerbern weitgehend eine politische Betä-
tigung untersagt und eine Unterwerfung un-
ter das Grundgesetz verordnet. Wir fordern 
für  diese  Menschen  uneingeschränkte  de-
mokratische Rechte und Freiheiten und eine 
würdevolle  Gleichstellung  mit  den  Men-
schen hier im Land. Gegenwärtig bilden die 
Flüchtlinge  die  große  Masse  der  Unter-
drückten dieser Welt. Ihnen muss auch die 
ganze Solidarität zuteil werden. „Proletarier 
aller Länder, vereinigt euch!“ und „Proletari-
er aller  Länder und Unterdrückte, vereinigt 
euch!“

Merkel hat all  die verschärfenden Gesetze 
gegenüber  Flüchtlingen  oder  Asylsuchen-
den voll mitgetragen und sogar selbst eine 
EU-Grenzpolizei  gefordert,  um die  EU-Au-
ßengrenzen besser abschotten zu können.

Wie wird sich die Krise der bürgerlichen 
Flüchtlingspolitik  deiner  Einschätzung 
nach weiterentwickeln? 

Die Herrschenden werden das Problem der 
Flüchtlingsströme  nicht  „lösen“  können, 
auch nicht mit einer verstärkten menschen-
verachtenden  und  unwürdigen  Unter-
drückung  dieser  Menschen.  Man  kann 
Flüchtlingsströme  nicht  einfach  per  Be-
schluss  stoppen.  Alle  Varianten,  sie  aus 
Deutschland  fernzuhalten,  verschärfen  zu-
gleich die humanitäre Notlage in ihren Zwi-
schenstationen.  Damit  tritt  der  Klassenant-
agonismus  und  der  reaktionäre  Charakter 
des  Imperialismus  zwangsläufig  zu  Tage 
und führt zu einer Verschärfung der gesell-
schaftlichen  Polarisierung  in  ganz  Europa. 
So formieren sich die Ultrarechten, Rassis-
ten und Neofaschisten und gewinnen sogar 
Einfluss bei den Wahlen wie in Frankreich, 
Polen oder Österreich. Auf der anderen Sei-
te formieren sich fortschrittliche Menschen, 
Antifaschisten,  Demokraten  und  Internatio-



nalisten gegen diese unmenschliche Flücht-
lingspolitik.

Diese Polarisierung ist aber genau das, was 
das System der kleinbürgerlichen Denkwei-
se  als  Regierungsmethode  unter  Merkel 
nicht  verträgt.  Seit  zehn  Jahren  versucht 
Merkel, jede Polarisierung durch geschickte 
Zugeständnisse  an  entstehende  oder  be-
reits  entstandene  Massenbewegungen  zu 
unterlaufen.  Diese  Polarisierung  kann  sie 
nun nicht mehr verhindern. Die Massen wer-
den  durch  die  gesellschaftliche  Polarisie-
rung politisiert.  Auch wenn die  reaktionäre 
Richtung zeitweilig einen bestimmten Zulauf 
bekommt,  beobachten  wir  ein  Nachlassen 
der Wirkung des modernen Antikommunis-
mus  unter  den  Massen  und  eine  größere 
Bereitschaft, mit der MLPD zusammenzuar-
beiten. Das gilt insbesondere für ihre prole-
tarisch-internationalistische  Flüchtlingspoli-
tik. Die ICOR-Brigaden in Kôbanê zum Auf-
bau des Gesundheitszentrums sowie  dass 
und  wie  wir  eine  Flüchtlingsunterkunft  der 
besonderen Art im „Haus der Solidarität“ in 
Truckenthal/Thüringen errichten, haben der 
MLPD  große  Achtung  eingebracht.  Viele 
Leute, die wir bisher gar nicht kannten, un-
terstützen diese Projekte auf vielfältige Wei-
se. Auch gegen Faschisten und Ultrareaktio-
näre positioniert  sich die MLPD mutig und 
mit überzeugenden Argumenten. Die MLPD 
wächst im Zusammenhang mit dieser Pola-
risierung in eine neue gesellschaftliche Rol-
le hinein.

Zugleich wird die Polarisierung das System 
der  kleinbürgerlichen  Denkweise  der  Mer-
kel-Regierung  systematisch  unterminieren. 
Damit wird aber  auch  die Ära Merkel  zu 
Ende gehen. Die MLPD fürchtet sich nicht 
vor der Verschärfung der Klassengegensät-
ze. Sie ist aber sehr daran interessiert, dass 
diese  gesellschaftliche  Polarisierung  nicht 
zur  Spaltung  der  Arbeiterklasse  und  unter 

den breiten Massen führt. Wir treten für die 
Einheit der Arbeiterklasse und für internatio-
nale  Solidarität  ein.  Wichtiger  denn  je  ist, 
dass wir die Arbeiterklasse als internationale 
Klasse begreifen und uns nicht aus nationa-
listischen, ethnischen oder religiösen Grün-
den  auseinander  dividieren  lassen.  Die 
Überzeugungsarbeit unter den breiten Mas-
sen gewinnt an Bedeutung.

Bis jetzt haben wir 65.000 Exemplare unse-
rer Flüchtlingsbroschüre mit dem Titel „Bür-
gerliche Flüchtlingspolitik in der Krise – 10 
Argumente  der  MLPD“  unter  den  Massen 
vertrieben und arbeiten gerade an einer ak-
tualisierten und verbesserten Neuauflage.

Gehst du tatsächlich von einem Ende der 
Ära Merkel aus? 

Wenn Angela Merkel diese gesellschaftliche 
Polarisierung nicht in den Griff bekommt, ist 
sie  für  die  Herrschenden nicht  mehr inter-
essant. Andererseits muss man sagen, dass 
sich die Monopole bisher klar hinter Merkel 
stellen und an einer weiteren Polarisierung 
der  Gesellschaft  im  Moment  nicht  interes-
siert  sind.  Innerhalb  der  CDU/CSU,  aber 
auch innerhalb der SPD geht es drunter und 
drüber. Die Minister Schäuble und de Mai-
zière  haben Merkel  öffentlich  kritisiert.  Sie 
werfen ihr vor, mit ihrer „Willkommenskultur“ 
die  Schleusen  des  Flüchtlingsstroms  nach 
Deutschland  geöffnet  zu  haben.  Die  CSU 
hat ihr sogar bis Ende des Jahres ein Ulti-
matum  gestellt,  die  Flüchtlingszahlen  dra-
matisch  zu  reduzieren,  sonst  müssten  die 
Grenzen  nach  Deutschland  geschlossen 
werden.

Die SPD und die Grünen konnten von die-
ser inneren Zermürbung der CDU/CSU nicht 
profitieren, weil  sie im Grunde die  reaktio-
näre Politik der Abschreckung, Diskriminie-
rung und Unterdrückung der Flüchtlinge mit-
tragen  und  in  wesentlichen  Teilen  mit  be-
schlossen haben. Aus der  Linkspartei  sind 



zwar verschiedene kritische Töne zu hören, 
aber auch hier sind viele Führer voll des Lo-
bes  für  die  Merkelsche  Flüchtlingspolitik. 
Die fortschrittlichen Menschen werden ver-
stärkt nach einer grundsätzlichen Alternative 
suchen.

In dieser Situation ist es  wichtig, dass die 
MLPD  als  gesellschaftliche  Alternative 
erkennbar wird. Die relative politische Iso-
lierung  hat  in  den  letzten  Wochen  schon 
deutlich  an Wirkung verloren.  Andererseits 
ist die MLPD immer noch vielen Menschen 
überhaupt nicht bekannt. Verschiedene Me-
dien berichten inzwischen über unsere Zu-
kunftsprojekte der ICOR in Kobanê und in 
Truckenthal.  Unter vielen Migranten ist  die 
MLPD zu einer ersten Adresse zur Verwirkli-
chung ihrer Anliegen geworden. Gerade an 
der Basis der kurdischen Bevölkerung hier 
in  Deutschland  hat  sich  die  MLPD  ein 
großes Ansehen erworben. Insbesondere im 
REBELL, aber auch in der MLPD wurden in 
letzter Zeit vermehrt Menschen mit Migrati-
onshintergrund organisiert. Das Umfeld der 
MLPD hat sich erheblich erweitert.

Das alles verspricht für das Jahr 2016 neue 
Möglichkeiten, aber  auch  neue  Verant-
wortung für die MLPD.

In der letzten Zeit mehren sich die Terror-
anschläge auch außerhalb der Länder Af-
ghanistan,  Irak  und  Syrien.  Die  Herr-
schenden nutzen das, um zu einem allge-
meinen  „Krieg  gegen  den  IS-Terror“  zu 
blasen. Was ist davon zu halten? 

Der  „Islamische Staat“  ist  die  mit  Abstand 
reichste, größte und brutalste faschistische 
Terrorgruppe der Welt. Die rasante Entwick-
lung  solcher  neuartiger  religiös-faschisti-
scher  Kräfte  wie  Al-Kaida,  „Islamischer 
Staat“,  Boko  Haram,  Al-Shabaab  ist  eine 
neue  Erscheinung.  Sie  haben  ihre  sozial-
ökonomischen  Wurzeln  in  einem  Bündnis 
aus  religiös-feudalen  Machtstrukturen  mit 

reaktionärsten Kräften der nationalen Bour-
geoisie.

Die Führung des „IS“ ist aus Geheimdienst-
leuten und Militärführern des früheren iraki-
schen Herrschers Saddam Hussein entstan-
den. Sie sind auch eine Ausgeburt der ge-
scheiterten imperialistischen Besetzung des 
Irak durch die USA. Von 25 Führern des „IS“ 
waren 17 im Camp Bucca der USA im Sü-
den des Irak inhaftiert.  Sie haben sich mit 
religiös-feudalen Herrschern aus Katar und 
Saudi-Arabien  verbündet,  um  einen  ver-
meintlich religiös begründeten Feldzug ge-
gen den westlichen Imperialismus loszutre-
ten. Ihre politischen Ziele haben allerdings 
weder mit  Religion noch mit Antiimperialis-
mus irgendetwas zu tun. Die Religion dient 
nur der reaktionären Verbrämung ihrer ag-
gressiven Ziele,  ist  also reine  Demagogie. 
Der  politische  Kern  dieser  Bewegung  ist 
eine  neue Art  des Faschismus, der  sich 
insbesondere gegen die revolutionäre Arbei-
terbewegung,  die  kämpferische  Frauenbe-
wegung  und  jeden gesellschaftlichen Fort-
schritt richtet. Sie tut dies mit einer an Un-
menschlichkeit kaum zu überbietenden Bru-
talität, um Angst und Schrecken zu verbrei-
ten.

Mit  ihrer  sozialfaschistischen  Demagogie 
konnten sie in den letzten Jahren viele un-
zufriedene Jugendliche auch aus Europa in 
ihren Bann ziehen und für ihre Truppen re-
krutieren.  Alle  diese  Terrororganisationen 
könnten  nicht  überleben,  wenn  sie  nicht 
auch von maßgeblichen Kräften im Hinter-
grund finanziell, politisch und militärisch un-
terstützt  würden.  Beim „Islamischen Staat“ 
sind es vor allem Kräfte aus Katar, Saudi-A-
rabien und auch der Türkei, die den „IS“ für 
ihre  eigenständigen  Interessen  im  Kampf 
um die neue Aufteilung der Einflusssphären 
im  Nahen  und  Mittleren  Osten  einsetzen 
wollen.



Dass der Terror immer mehr in andere Län-
der  getragen  wird,  hat  den  Grund  darin, 
dass  immer  mehr  dieser  Söldner  in  ihre 
Länder zurückkehren und mit dem Terror re-
gelrechte  Entlastungs-Angriffe  für  den  Ter-
rorkrieg in Syrien und im Irak durchführen.

Wir kritisieren die heuchlerischen Bekennt-
nisse im Kampf  gegen den „IS“  durch  die 
bürgerlichen  Regierungen,  weil  sie  ohne 
jegliche Selbstkritik für die Ursachen des IS-
Terrors stehen. Sie verschweigen, dass der 
Ausgangspunkt der von westlichen Imperia-
listen  unter  Führung  der  USA  entfachte 
Krieg um die Einflusssphären im Nahen und 
Mittleren Osten ist.  Auch jetzt geht es den 
Imperialisten lediglich darum, ihre Einfluss-
gebiete zu sichern. Mit dem Krieg des „IS“ 
beanspruchen die neuimperialistischen Län-
der  Türkei,  Saudi-Arabien  und  Katar  im 
Grunde die Herrschaft über den Nahen Os-
ten.  Das  ist  ein  Frontalangriff  auf  die  EU, 
USA und Russland, die diese Region über 
ein ganzes Jahrhundert hinweg mit den ver-
schiedensten  Methoden  ausgebeutet  und 
unterdrückt  haben.  Inzwischen  haben  sich 
sowohl die NATO als auch China und Russ-
land in die Auseinandersetzung im Irak und 
in  Syrien militärisch eingemischt.  Damit  ist 
die allgemeine Gefahr eines III.  Weltkriegs 
deutlich angewachsen.

Die  Bundesregierung  und  das  Parlament 
haben die Entsendung von 1.200 Soldaten 
in das Kriegsgebiet des Irak bzw. Syrien be-
schlossen. Das kennzeichnet, dass die Bun-
desregierung in diesem Kampf um die Ein-
flusssphären nicht fehlen will. Damit schafft 
die  Bundesregierung  selbst  neue  Quellen 
für  die  anhaltende  und  sich  verstärkende 
Flüchtlingswelle.

Die „Terrorismus-Bekämpfung“ der imperia-
listischen Regierungen Europas soll in Wirk-
lichkeit nur eine Rechtfertigung für das ver-
schärfte Eingreifen um die Vorherrschaft im 

Nahen  und  Mittleren  Osten  abgeben.  Zu-
gleich  werden  die  demokratischen  Rechte 
und Freiheiten in der EU eingeschränkt. So 
hat  Frankreich  einen  monatelangen  Not-
stand ausgerufen und damit zugleich auch 
die  geplanten  internationalen  Proteste  an-
lässlich der UNO-Klimakonferenz verboten. 
Wir beobachten eine verstärkte Sensibilisie-
rung unter den Massen gegen diese Faschi-
sierung des Staatsapparats. Gerade im Jahr 
2015 hat es viele Proteste gegen die Ein-
schränkung der demokratischen Rechte und 
Freiheiten  und  die  Bespitzelung  durch  die 
Geheimdienste gegeben.

Wir sind entschieden gegen die Entsendung 
der  Bundeswehr  nach  Syrien  und  weisen 
auch  den  sogenannten  Kampf  gegen  den 
„IS“  durch  die  Imperialisten  als  pure  Heu-
chelei  zurück. Wir unterstützen den Kampf 
für Freiheit und Demokratie, wie er vom kur-
dischen  Befreiungskampf  gemeinsam  mit 
anderen Völkern und Volksgruppen in Roja-
va verwirklicht wird, der ohne jegliche impe-
rialistische  Ambitionen  durchgeführt  wird 
und nur den Werten von Demokratie, Frei-
heit  und  nationaler  Autonomie  und  Unab-
hängigkeit verpflichtet ist.

Die  Völker  im  Nahen  und  Mittleren  Osten 
müssen  sich  selbst  befreien!  Das  ist  nur 
möglich,  wenn  man  die  Imperialisten  aller 
Schattierungen aus der Region vertreibt.

Die  MLPD engagiert  sich  seit  längerem 
besonders für den Befreiungskampf der 
Kurden. Warum? 

Die MLPD und auch die ICOR haben sich 
von Anfang an mit der Aufstandsbewegung 
für Freiheit und Demokratie solidarisiert, die 
2011 in den arabischen Ländern stattgefun-
den hat. Viele dieser Aufstandsbewegungen 
landeten in einer Sackgasse, weil  die sub-
jektiven Voraussetzungen für eine revolutio-
näre Umwälzung noch nicht ausgereift wa-
ren.  Die  Entwicklung  in  Rojava  bildet  die 



große  Ausnahme.  Dort  wurden  2012  die 
Wirren des Bürgerkriegs in Syrien für eine 
demokratische  Revolution  genutzt  zur  Er-
kämpfung  einer  autonomen,  demokrati-
schen  Selbstverwaltung.  Der  Kampf  um 
Freiheit  und  Demokratie  ist  ein  wichtiger 
Ausgangspunkt für die internationale sozia-
listische Revolution. Nach dem gescheiter-
ten  Versuch  des  faschistischen  „IS“  im 
Herbst 2014, Kobanê einzunehmen und das 
Herz  der  demokratischen  Revolution  von 
Rojava zu treffen, ging es darum, den Sieg 
zu sichern und die demokratische Revoluti-
on weiter zu treiben. Die ICOR hat sich be-
reit erklärt, einen Beitrag für den Wiederauf-
bau der zerstörten Stadt Kobanê zu leisten. 
Die Entscheidung, ein Gesundheitszentrum 
in einem Stadtteil von Kobanê mit Internatio-
nalen Brigaden zu bauen, war ein Kernstück 
des Solidaritätspakts der ICOR mit dem Be-
freiungskampf des kurdischen Volks. Diese 
Idee  wurde  insbesondere  in  Deutschland 
und unter vielen fortschrittlichen Menschen 
mit Begeisterung aufgegriffen. Statt geplan-
ten  70  Internationalen  Brigadisten  haben 
sich  insgesamt  177  Brigadisten  aus  zehn 
Ländern  an  diesem  bedeutenden  Aufbau-
projekt beteiligt. Sie haben es mit einem ho-
hen  sozialistischen  Bewusstsein  getan  – 
selbstlos,  selbst  finanziert  und gemeinsam 
mit  Arbeitern  in  Kobanê.  In  Deutschland 
wurden  für  dieses  Projekt  fast  eine  halbe 
Million  Euro  Sach-  und  Geldspenden  zu-
sammengetragen.  Zusammen  mit  der  Ar-
beitsleistung wird das Gesundheitszentrum 
einen  geschätzten  Wert  von  1,5  Millionen 
Euro  haben.  Die  Selbstverwaltungsorgane 
von Rojava und Kobanê haben das Projekt 
und auch die Art und Weise des selbstlosen 
und mutigen Einsatzes der Brigadisten als 
einen entscheidenden Beitrag für den Wie-
deraufbau von Kobanê geschätzt. Die ICOR 
hat sich fest in den Herzen der dortigen Be-
völkerung verankert. Der Gedanke des Zu-

sammenschlusses der revolutionären Kräfte 
der Welt gegen imperialistische Ausbeutung 
und  Unterdrückung  und  für  Demokratie, 
Freiheit  und Sozialismus hat mit  dem Pro-
jekt  eine  große  Anziehungskraft  erfahren. 
Es ist in wenigen Monaten gelungen, in ei-
nem Brennpunkt des Weltgeschehens eine 
begeisternde  und  gelungene  Initiative  im 
Geist des proletarischen Internationalismus 
zu ergreifen und erfolgreich in die Tat umzu-
setzen. Das hat uns nicht nur in Kurdistan, 
sondern auch in Deutschland und internatio-
nal  Achtung und Respekt bis ins Kleinbür-
gertum eingebracht. Mit diesem Projekt ha-
ben wir wirklich etwas zur Ursachenbewälti-
gung des Flüchtlingsproblems getan. Waren 
zu  Beginn  der  Bauarbeiten  aufgrund  der 
Kriegssituation  nur  ein  paar  tausend  Ein-
wohner  im  Raum  Kobanê  geblieben,  so 
kehrten seitdem wieder 170.000 Menschen 
in  den  Kanton  Kobanê  zurück,  um aufzu-
bauen  und  ihre  demokratische  Revolution 
fortzusetzen. Während nach dem Massaker 
vom 25. Juni durch IS-Faschisten, der sich 
insbesondere  gegen  den  Neuaufbau  von 
Kobanê richtete, sämtliche NGOs das Land 
verlassen  haben,  sind  die  ICOR-Brigaden 
geblieben. Das hat sich tief in das Bewusst-
sein der Menschen eingebrannt: „Die ICOR-
Brigadisten sind die einzigen, die geblieben  
sind!“

Die Bundesregierung und auch die türkische 
Regierung haben diese humanitäre Hilfe ak-
tiv bekämpft. So war es nicht möglich, das 
unter  den Massen in  Deutschland gesam-
melte Werkzeug (8 Tonnen) für den Wieder-
aufbau durch  die  Türkei  zu  transportieren. 
Ein humanitärer Korridor wird bis heute ver-
wehrt.  Der  Grenzübergang der  Brigadisten 
über Irak nach Rojava wurde immer proble-
matischer. Bis zu vier Wochen saßen Briga-
disten fest, bevor sie nach Rojava einreisen 
konnten. Ein Hauptgrund war offensichtlich 
das  Einwirken  des  Außenministeriums  der 



Bundesrepublik Deutschland: Mit der faden-
scheinigen  Begründung,  dass  deutsche 
Staatsbürger  in  ein  so gefährliches Gebiet 
nicht einreisen sollen, haben sie darauf ein-
gewirkt, dass die Grenzposten die Brigadis-
ten nicht durchlassen. Inzwischen wurde be-
kannt,  dass sie  hinter  vorgehaltener  Hand 
das infame Gerücht streuen, die MLPD wür-
de über das Projekt eine ideologische und 
militärische Ausbildung in Rojava betreiben. 
Damit  wird objektiv der Vorwurf der Unter-
stützung  einer  terroristischen  Vereinigung 
erhoben, wie er bereits gegen viele Aktivis-
ten der ATIK oder auch der Nav-Dem erho-
ben wird. Dieses schäbige Verhalten zeigt, 
was von der angeblich friedlichen Außenpo-
litik der Bundesrepublik zu halten ist. Ihnen 
geht es nicht etwa darum, das Flüchtlings-
problem  zu  lösen  und  Fluchtursachen  zu 
bekämpfen, wie sie es gerne behaupten. Ih-
nen geht es allein darum, ihre machtpoliti-
schen Ziele in Syrien und Irak zu verwirkli-
chen.  Dazu  gehört  auch  das  Bündnis  mit 
der Türkei, die unter keinen Umständen zu-
lassen will, dass an ihrer Südgrenze ein au-
tonomer  kurdischer  Staat  Rojava  entsteht. 
Auch  verweigert  die  deutsche  Regierung 
bisher konsequent jegliche Aufnahme diplo-
matischer  Beziehungen zu  Rojava.  Die so 
genannte uneigennützige Waffenhilfe für die 
Peshmerga im Irak wurde offensichtlich nur 
unter  dem  Preis  geleistet,  dass  sich  die 
Bundesregierung massiv  in  die  kurdischen 
Verhältnisse  im  Nordirak  einmischen  darf. 
Die MLPD hat inzwischen das Außenminis-
terium  wegen  unterlassener  Hilfeleistung 
verklagt, auch um der Öffentlichkeit zu zei-
gen, was von der so genannten friedlichen 
Außenpolitik und ihrem angeblichen Eintre-
ten für Demokratie und Freiheit unter Merkel 
und Steinmeier zu halten ist.

Die  MLPD  unterstützt  den  Befreiungs-
kampf der Kurden. In der Vergangenheit 
hat sie aber auch eine kritische Diskussi-

on mit den Zielen und Methoden des kur-
dischen  Befreiungskampfs  geführt.  Hat 
die  MLPD  diesbezüglich  ihren  Stand-
punkt geändert? 

Wir können die Meinungsverschiedenheiten 
über die Perspektiven des nationalen Befrei-
ungskampfs des kurdischen Volks in  einer 
solchen historischen Situation nicht  in  den 
Vordergrund rücken. Auch Marx hatte 1871 
zunächst  Meinungsverschiedenheiten  zum 
voreiligen bewaffneten Aufstand der franzö-
sischen Revolutionäre. Aber als die Pariser 
Arbeiterinnen und Arbeiter die Pariser Kom-
mune gründeten, standen Marx und Engels 
an  der  Spitze  der  Solidarität.  Wir  müssen 
uns immer vor Augen halten, dass eine kriti-
sche  Diskussion  unter  den Revolutionären 
niemals  zu  einer  Entsolidarisierung  führen 
darf. Damit würden wir unmittelbar den Kon-
terrevolutionären in die Hände spielen. Ent-
scheidend ist, dass durch die praktische ge-
leistete Arbeit im Solidaritätspakt der kurdi-
sche Befreiungskampf zum Bestandteil  der 
Vorbereitung  der  internationalen  sozialisti-
schen  Revolution  und  der  Koordinierung 
und Kooperation der internationalen revolu-
tionären  Arbeiterbewegung  wird.  Zugleich 
haben die ICOR-Organisationen eine unein-
geschränkte Solidarität mit dem kurdischen 
Befreiungskampf  geleistet.  Damit  wurde 
dem kurdischen Volk geholfen und der Geist 
der ICOR zur revolutionären Tat.

Worin  besteht  die  marxistisch-leninisti-
sche Flüchtlingspolitik der MLPD?

Die MLPD lässt sich vom proletarischen In-
ternationalismus leiten. Das bedeutet, dass 
wir nicht nur den Klassenkampf im eigenen 
Land führen, sondern diesen Klassenkampf 
auch  mit  dem  internationalen  Befreiungs-
kampf der Arbeiterklasse, der unterdrückten 
Völker, der Frauen und aller Unterdrückten 
zu  einer  untrennbaren  Einheit  zusam-
menschließen  wollen.  Davon  ist  auch  die 



marxistisch-leninistische  Flüchtlingspolitik 
geprägt. Wir unterstützen nicht nur die be-
rechtigten Anliegen der Asylsuchenden und 
Flüchtlinge in Deutschland, sondern wir wol-
len mit dem „Haus der Solidarität“ auch ein 
Beispiel geben, wie Flüchtlinge und Asylsu-
chende in würdiger Weise ihre eigenen de-
mokratischen Errungenschaften weiterleben 
können.  Wir  bemühen  uns  deshalb  insbe-
sondere  um  Flüchtlinge  aus  Rojava,  die 
auch wieder nach Rojava zurückkehren wol-
len. Im „Haus der Solidarität“ soll es demo-
kratische  Strukturen  der  Selbstverwaltung 
geben,  indem die Flüchtlinge selbst  zu ei-
nem  aktiven  Träger  der  Flüchtlingsunter-
kunft  werden.  Die  sogenannte  Integration 
auf bürgerlicher Grundlage fordert von den 
Flüchtlingen und Asylsuchenden eine bedin-
gungslose Unterwerfung unter die Belange 
und Interessen der kapitalistischen Bundes-
republik,  während  die  marxistisch-leninisti-
sche  Flüchtlingspolitik  die  Interessen  der 
Flüchtlinge und Asylsuchenden selbst  zum 
Ausdruck  bringen  will.  Sie  sollen  Teil  der 
fortschrittlichen,  demokratischen,  antifa-
schistischen und auch revolutionären Bewe-
gung sein und ihren Kampf für Freiheit und 
Demokratie weiterleben können. Es ist  na-
türlich ein Pilotprojekt, das erst noch Erfah-
rungen  sammeln  muss.  Bis  heute  haben 
sich schon Hunderte von freiwilligen Helfern 
am Ausbau der Anlage beteiligt, haben die 
ca. 50 Hütten winterfest gemacht und auch 
begonnen,  das große Wohnhaus mit  etwa 
50 Wohneinheiten für die Aufnahme zu re-
novieren. Insgesamt kann die Anlage bis zu 
300 Flüchtlinge aufnehmen. Die Zusage der 
Landesregierung,  dass  im neuen  Jahr  die 
ersten Flüchtlinge auf  die  Anlage kommen 
werden,  ist  ein  wichtiger  Erfolg  für  dieses 
fortschrittliche Projekt.

Nach  dem  Abschluss  des  Baus  des  Ge-
sundheitszentrums in Rojava wird der Aus-
bau des „Haus der Solidarität“ und die Ver-

wirklichung  eines  demokratischen  Flücht-
lingslebens in Truckenthal in den Mittelpunkt 
unserer  Flüchtlingspolitik  rücken.  Wir  wer-
den alle von diesem Projekt lernen und da-
durch auch Fenster in die Welt öffnen.

Einmal  mehr  beweist  die  MLPD,  dass  wir 
uns mitten in den gesellschaftlichen Brenn-
punkten mutig positionieren und eine Partei 
der Tat sind. Während manche Kleinbürger 
verschreckt sind über die vielen Anschläge 
gegen  Flüchtlingsheime  im  Osten,  bauen 
wir  mitten  in  Thüringen  eine  neue  Flücht-
lingsunterkunft auf! Während sich mancher 
nicht in die polarisierte Auseinandersetzung 
unter die Massen traut, haben wir erreicht, 
dass inzwischen 1.100 Menschen aus dem 
Umkreis  für  die  Unterstützung  des  „Haus 
der Solidarität“ unterschrieben haben. Wäh-
rend  bürgerliche  Politiker  viel  über  Flücht-
lingspolitik  reden,  gehen Hunderte unserer 
Mitglieder, Freunde und Rebellen nach Ko-
banê oder Truckenthal, um unter oft widrigs-
ten  und  harten  Bedingungen  selbstlos  am 
Bau mitzuarbeiten. Das ist  MLPD live und 
darauf können wir stolz sein!

Im Jahr 2015 gab es bereits 817 Straftaten 
gegen  Flüchtlinge  und  68  Brandstiftungen 
gegen Unterkünfte.  Wir  müssen  von  vorn-
herein höchste Wachsamkeit gegen solche 
Anschläge  richten,  während  der  Staatsap-
parat  bisher  kaum größere  Anstrengungen 
unternimmt, solche faschistischen Attacken 
aufzuklären oder  zu unterbinden.  Wir  wer-
den jeden Versuch der Diskriminierung, Het-
ze oder auch faschistische Attacken zurück-
weisen und unterbinden. Wir fordern eine ri-
gorose  Strafverfolgung  der  Täter  und  das 
Verbot  aller  faschistischen  Organisationen 
und ihrer Propaganda!

Du hast  die  allgemeine Krisenhaftigkeit  
des  Imperialismus  als  Ausgangspunkt  
für die gegenwärtige Flüchtlingswelle in  
der  Welt  bezeichnet.  Entscheidende  



Grundlage für eine relative Stabilisierung  
des  Imperialismus  wäre  ein  Funktionie-
ren  der  Weltwirtschaft  nach  dem  Ende  
der  Weltwirtschafts-  und  Finanzkrise.  
Wie ist es damit bestellt? 

Die Industrieproduktion der OECD-Länder – 
darunter  die  G7  –  hat  sich  seit  Mitte  des 
Jahres  2014  tendenziell  wieder  abge-
schwächt.  Die  500  größten internationalen 
Übermonopole  brachten  es  zusammen  im 
Jahr 2014 nur auf ein Umsatzwachstum von 
0,5 Prozent. Unter den bürgerlichen Ökono-
men  verbreitet  sich  Unsicherheit  über  die 
weitere weltwirtschaftliche Entwicklung.

Während sich in den USA eine anhaltende 
leichte  Belebung  entwickelt  hat,  dümpeln 
die EU-Länder in ihrem Wachstum um die 
Null-Linie  dahin.  Insbesondere  in  den 
neuimperialistischen BRICS- und MIST-Län-
dern haben sich die Wachstumsraten stark 
abgeschwächt oder sind sogar in eine rück-
läufige Entwicklung eingetreten wie in Brasi-
lien, Russland oder Südafrika. Insbesondere 
das Abbrechen der astronomischen Wachs-
tumsentwicklung in China hat die Weltwirt-
schaft ins Stottern gebracht. Die internatio-
nale  schwankende  Stagnation  hat  bereits 
eine ganze Reihe von Faktoren herausgebil-
det, die in eine neue Weltwirtschafts- und Fi-
nanzkrise münden können.

Der Kampf um die sich verengenden Märkte 
nimmt merklich zu. Mit ihrer Geld- und Wäh-
rungspolitik ergreifen die verschiedenen im-
perialistischen  Länder  fieberhaft  Maßnah-
men,  ihre  Wirtschaft  wieder  anzukurbeln 
und ihre Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt-
markt zu steigern. Mehrmals wurden bereits 
der  japanische  Yen  und  der  chinesische 
Yuan abgewertet.

Und auch die Abwertung des Euro gegen-
über dem Dollar und der Verfall des Ölprei-
ses wird als eine willkommene Konjunktur-
spritze für die gebeutelte europäische Wirt-

schaft gesehen.

2015 steht vor einem neuen Rekord an an-
gekündigten  Übernahmen  und  Fusionen. 
Das Volumen erreichte im November bereits 
4,2 Billionen US-Dollar. Mit dieser internatio-
nalen Konzentration und Zentralisation wird 
versucht,  dem  tendenziellen  Fall  der  Pro-
fitrate entgegenzusteuern. Das ist mit einer 
gigantischen Kapitalvernichtung verbunden, 
die rigoros auf die Arbeiter und Angestellten 
abgewälzt  wird. Diese internationale Struk-
turkrise ist der Schrittmacher für eine neue 
Weltwirtschafts- und Finanzkrise.

Die deutsche Wirtschaft  scheint  sich  noch  
erstaunlich stabil zu halten?

Die  deutschen  Monopole  haben  ihre  Aus-
fuhren in den ersten neun Monaten um 6,0 
Prozent  erhöht,  in  die  USA sogar  um  21 
Prozent auf 85 Milliarden Euro. Damit lösten 
die USA Frankreich als Hauptexportland für 
deutsche Waren ab.¹

Auf der anderen Seite ist die hohe Abhän-
gigkeit der deutschen Wirtschaft von Expor-
ten auch ihre Achillesferse.  Jede wesentli-
che politische und wirtschaftliche Krise auf 
der Welt schlägt auf die deutsche Wirtschaft 
zurück. So hat sich zum Beispiel die Ukrai-
ne-Krise sehr nachhaltig auf die Geschäfte 
mit  Russland  und  der  Ukraine  ausgewirkt. 
Auch die Wachstumsschwäche in China hat 
einen  Exporteinbruch  in  Deutschland  be-
wirkt.  Bei einer neuen Weltwirtschafts- und 
Finanzkrise ist damit zu rechnen, dass vor 
allem Deutschland in ein tiefes Loch fällt mit 
umfassenden Auswirkungen auf die breiten 
Massen.  Die Monopole werden dann nicht 
davor  zurückschrecken,  breiteste  Massen-
entlassungen  durchzuführen,  und  es  ist 
auch nicht zu erwarten, dass sie wie bei der 
letzten  Krise  wieder  so  viel  Rücksicht  auf 
den  „Klassenfrieden“  nehmen.  Dafür  sind 
die  Finanzmittel  der  Staatshaushalte  zu 
stark eingeschränkt.



Ausdruck  eines  verschärften  Konkur-
renzkampfs  ist  wohl  auch  der  Skandal 
mit  manipulierten  Abgaswerten  bei  VW, 
der sich zu einer regelrechten Krise des 
VW-Konzerns entwickelt hat.

Der  VW-Konzern  gehört  als  größter  Auto-
bauer  der  Welt  zu  den  Spitzen  des  allein 
herrschenden  internationalen  Finanzkapi-
tals. Er betreibt 119 Fertigungsstätten in 31 
Ländern. Mit fast 600.000 Beschäftigten und 
einem Umsatz von 202 Milliarden Euro be-
legte er Platz 8 der 500 größten internatio-
nalen  Übermonopole.  Der  VW-Konzern  ist 
nicht nur zu 20 Prozent in staatlicher Hand, 
sondern  über  tausend  Verbindungen  mit 
dem Staat verschmolzen. Der Vorstandsvor-
sitzende findet jederzeit ein offenes Ohr bei 
der Kanzlerin. Der Skandal hat ein interna-
tionales Machtzentrum des allein herrschen-
den Finanzkapitals erschüttert.  Die Auswir-
kungen auf den Konzern, die Bundesregie-
rung und die deutsche Wirtschaft sind erst 
in Ansätzen sichtbar und werden systema-
tisch klein geredet.

Dabei  spielt  die  rechte  Gewerkschaftsfüh-
rung der IG Metall  auch eine große Rolle. 
Einen Tag nach Aufdeckung der Manipula-
tionen  im  September  trat  Berthold  Huber, 
damals  amtierender  Aufsichtsratsvorsitzen-
der, vor die Kameras. Noch bevor irgendet-
was untersucht war, wusste er bereits, dass 
der  damalige  Vorstandvorsitzende  Winter-
korn von all  dem nichts gewusst habe. In-
zwischen wird deutlich, wie lange bereits die 
Konzernspitzen, die staatlichen Organe, die 
EU und das Management von diesem atem-
beraubenden  Volksbetrug  gewusst  haben 
bzw. ihn systematisch betrieben haben. Es 
ist  nicht ausgeschlossen, dass die Spitzen 
der  Betriebsratsführung  und  der  IG-Me-
tall-Aufsichtsräte  in  den  Betrug  involviert 
sind. Die ganze Sache ist deshalb nicht nur 
eine Krise eines internationalen Spitzenmo-

nopols,  sondern auch eine der Klassenzu-
sammenarbeitspolitik.  Die MLPD wird alles 
tun, damit es nicht gelingt, dieses ungeheu-
erliche Verbrechen von VW unter den Tep-
pich zu kehren und aus den Schlagzeilen zu 
verdrängen. Vor allem der umweltpolitische 
Schaden, der hier angerichtet wurde, ist im-
mens,  wenn  Millionen  Autos  mit  höheren 
Abgaswerten  erheblich  dazu  beitragen, 
dass  der  Treibhauseffekt  sich  weiter  ver-
schärft und die Gesundheit der Bevölkerung 
beeinträchtigt wird.

Gerade ging die Pariser Klimakonferenz zu  
Ende. Konnte sie angesichts der drohenden  
Klima- und Umweltkatastrophe die hoch ge-
steckten Erwartungen erfüllen? 

Die Herrschenden sparen nicht mit Eigenlob 
– es ist von „Wunder“, „großem Schritt  für  
die Menschheit“  und  „historischer Einigung“ 
die  Rede.  Tatsächlich  ist  der  Vertrag  eine 
höchst  unverbindliche  Absichtserklärung, 
die Klimaerwärmung auf 2 Grad, „möglichst“  
1,5 Grad zu beschränken. Die ganze Insze-
nierung der Pariser Konferenz ist eine hohle 
und rührselige Zweckpropaganda des impe-
rialistischen  Ökologismus.  Das  soll  verde-
cken, dass das allein herrschende interna-
tionale  Finanzkapital  und  die  imperialisti-
schen  Länder  nicht  zu  den  notwendigen 
Maßnahmen gegen  die  drohende  Umwelt-
katastrophe bereit sind. Zudem soll der Ver-
trag erst 2020 in Kraft treten. Bis dahin kön-
nen  alle  Länder  noch  beliebig  ihre  klima-
schädliche Politik fortsetzen. Alles, was da-
nach  kommt,  beruht  auf  freiwilligen  Ab-
sichtserklärungen. Es kann weder eingefor-
dert werden, noch gibt es eine internationale 
Instanz,  die  die  Umsetzung  des  Vertrags 
überwacht,  noch  Sanktionen,  wenn  man 
sich daran nicht hält. Diese Art von Selbst-
verpflichtung ist schon beim Kyoto-Protokoll 
1998 gescheitert. Sie hat dazu geführt, dass 
nicht wie geplant 5 Prozent weniger Treibh-



ausgase, sondern bis 2013 60 Prozent mehr 
in die Luft geschleudert wurden. Der Haupt-
zweck  dieser  Pariser  Veranstaltung  war 
wohl, die Massen und die sich wieder for-
mierende Umweltbewegung in Sicherheit zu 
wiegen. Genau das Gegenteil ist aber not-
wendig, wenn wir den beschleunigten Um-
schlag  in  eine  globale  Umweltkatastrophe 
verhindern wollen.

Unsere  Delegation  beim  Weltklimadorf  in 
Montreuil  bei Paris stieß mit  ihrem Beitrag 
zur  Strategiedebatte,  dem Buch  „Katastro-
phenalarm!  Was  tun  gegen  die  mutwillige 
Zerstörung der Einheit von Mensch und Na-
tur?“ auf  großes Interesse.  In  den Diskus-
sionen ging es hauptsächlich um die Macht-
frage,  was die Diktatur des internationalen 
Finanzkapitals  bedeutet,  warum  Lösungen 
von  vielen  nur  im Rahmen des  kapitalisti-
schen  Systems  gesucht  werden,  sie  aber 
tatsächlich  nur  im  Sozialismus/Kommunis-
mus möglich sind. Höhepunkt unserer um-
weltpolitischen  Aktionswochen  war  der 
ICOR-Umweltkampftag am 5. Dezember, an 
dem wir  uns im Rahmen von breiten Akti-
onseinheiten in zahlreichen Städten beteilig-
ten.

Wie wirkt sich diese Lage auf die Entwick-
lung des Klassenbewusstseins und der Ar-
beiterkämpfe aus? 

Von  Januar  bis  Oktober  2015  gab  es 
2.201.410  gewerkschaftliche  Streiktage. 
2014 waren es  412.860.  Damit  haben wir 
2015 die höchste Zahl gewerkschaftlicher 
Streiktage seit 1992  mit 1,5 Millionen Be-
teiligten. Das ist Ausdruck eines erwachen-
den  gewerkschaftlichen  Bewusstseins  und 
eines  sich  entwickelnden  Klassenbewusst-
seins.  Auch  der  ver.di-  und  der  IG-Metall-
Gewerkschaftstag  spiegelten  das  gewach-
sene  Klassenbewusstsein  wider.  Zwei  be-
schlossene Anträge zum IG-Metall-Gewerk-
schaftstag forderten die Rehabilitierung der 

vom „Radikalenerlass“ betroffenen Kollegen 
und richteten sich damit auch gegen die Un-
vereinbarkeitsbeschlüsse.  Diese  werden 
von  der  IG-Metall-Führung  ausschließlich 
gegen die  MLPD nach wie vor aufrechter-
halten. Auf dem ver.di-Bundeskongress wur-
de für den humanitären Korridor  nach Ko-
banê  ein  Initiativantrag  einstimmig  verab-
schiedet, ein weiterer zur Unterstützung der 
Weltfrauenkonferenz der Basisfrauen.

Auch die  über  10.000 Unterschriften  unter 
eine von Sindelfinger Daimler-Arbeitern initi-
ierte  Petition  zum „gewerkschaftlichen Ge-
wissen“  bringen  zum  Ausdruck,  dass  die 
Unterzeichner  kämpferische  Gewerkschaf-
ten wollen und nicht länger gewillt sind, das 
Co-Management  der  rechten  Gewerk-
schaftsführung zu billigen.

Von  besonderer  Bedeutung  ist  der  große 
Einfluss des gewachsenen Frauenbewusst-
seins auf die Streiks im Erziehungswesen. 
Ausdrücklich wurde dieser  Streik  nicht  nur 
um den Lohn geführt, sondern auch darum, 
der  im  Kapitalismus  immanenten  Gering-
schätzung der Arbeitskraft  der  Frauen den 
Kampf anzusagen. Auf diese Weise hat sich 
der  gewerkschaftliche  Kampf  mit  der 
kämpferischen  Frauenbewegung  aufs 
Engste  durchdrungen.  Das  Klassenbe-
wusstsein entwickelt sich im Gesamtzusam-
menhang  verschiedener  Fragen  wie  des 
Frauenbewusstseins,  des  Umweltbewusst-
seins, des internationalistischen und antifa-
schistischen Bewusstseins sowie des prole-
tarischen  Klassenbewusstseins.  Diese 
Wechselwirkung ist auch die Grundlage für 
den  Stimmungsumschwung,  der  2015 
eingeleitet wurde und gewachsen ist. Am 
deutlichsten  sichtbar  wird  das  neben  den 
gewerkschaftlichen Kämpfen durch die  Zu-
nahme  der  Initiative  und  Aktivität  der 
Massen. Die  bisher  noch  vorherrschende 
allgemeine  Unzufriedenheit  der  Massen 



beginnt  immer  mehr  in  aktiven  Wider-
stand  überzugehen.  Auch  die  Politisie-
rung der Jugend und deren eindeutige Ori-
entierung  nach  links  ist  bemerkenswert. 
Ohne  diesen  Stimmungsumschwung  wäre 
es undenkbar, dass die MLPD in eine neue 
gesellschaftliche  Rolle  hineinwächst.  Der 
eingeleitete  Stimmungsumschwung  leitet 
wiederum eine wesentliche Veränderung in 
der  Entwicklung  des  Klassenbewusstseins 
ein. Eine intensive Arbeit der MLPD ist nö-
tig,  um  diese  Entwicklung  voranzutreiben 
und bestehende Schwächen zu überwinden. 
So gab es im bisherigen Jahr nur zwölf selb-
ständige Streiks mit 5.930 Beteiligten (2014 
waren es 25 mit 22.030 Teilnehmern). Es ist 
sehr bedeutend, dass wir diese Entwicklun-
gen im Bewusstsein der Massen genau be-
obachten,  begreifen  und  gezielt  Einfluss 
nehmen, statt vor lauter Aktivität solche neu-
en Erscheinungen und wesentlichen Verän-
derungen zu verschlafen.

In  Sindelfingen  fand  Ende  Oktober  die 
erste  internationale  Automobilarbeiter-
konferenz statt. Wie beurteilst du ihre Er-
gebnisse? 

Mit einer Beteiligung von etwa 600 – groß-
teils  aktiven  –  Automobilarbeitern  aus  21 
Ländern wurde die erste internationale Au-
tomobilarbeiterkonferenz  zu  einer  wichti-
gen Weichenstellung im Zusammenschluss 
eines  Kerns  des  internationalen  Industrie-
proletariats.

Es  ist  nach  den  Bergarbeitern  2013  auch 
hier gelungen, eine internationale Organisa-
tionsform der Koordinierung und Höherent-
wicklung des internationalen Klassenkampfs 
zu schaffen. Es wird nun darauf ankommen, 
diese Organisationsform mit Inhalt zu füllen 
und auch den internationalistischen Geist in 
die  Kämpfe der  Arbeiterklasse hineinzutra-
gen. Ohne die dialektische Einheit von na-
tionalem und internationalem Klassenkampf 

werden die Kämpfe der Arbeiterklasse heute 
kaum Erfolg haben können.

Wie entwickeln  sich die  Arbeiterkämpfe 
international? 

Bedeutsam sind eine wachsende Zahl von 
Arbeiterkämpfen gerade in strategisch wich-
tigen Zentren der kapitalistischen Produkti-
on.  Dabei  ist  auffällig,  dass  bedeutsame 
Kämpfe  vor  allem  in  den  neoimperialisti-
schen  Ländern  stattfinden.  So  hat  sich  in 
Brasilien seit  Anfang  des  Jahres  eine 
Streikbewegung  in  verschiedenen  Werken 
von VW, GM, Volvo, Ford und Daimler ent-
wickelt.  In  Indien streikten im Januar über 
eine halbe Million Bergarbeiter unter ande-
rem für  die  35-Stunden-Woche  bei  vollem 
Lohnausgleich. Sie bildeten auch die Kern-
truppe des zweiten Generalstreiks im Sep-
tember  mit  über  150  Millionen  gegen  die 
amtierende reaktionäre Modi-Regierung. 13 
Gewerkschaften  und  die  vier  Gewerk-
schaftsdachverbände hatten  dazu aufgeru-
fen. Er war ein bedeutendes politisches Fa-
nal  gegen  die  Spaltung  der  Arbeiter-  und 
Gewerkschaftseinheit. In  Südafrika kam es 
nach  dem  Massaker  an  34  Bergleuten  in 
Marikana  2012  durch  die  ANC-Regierung 
bis heute zu einer Welle von Massenstreiks. 
2014 traten die Platinarbeiter erneut in den 
Streik, mit fünf Monaten dem längsten in der 
Geschichte Südafrikas. 2013 standen in ei-
nem konzernübergreifenden Streik fast alle 
Automobilwerke  (VW,  Ford,  BMW,  Toyota 
und Daimler)  still.  2014 fand mit  vier  Wo-
chen der größte Metallerstreik mit 220.000 
Beteiligten in 1.200 Betrieben statt. Die Ar-
beiter  verarbeiten dabei  ihre negativen Er-
fahrungen mit dem Zusammenspiel von Re-
gierungspartei ANC, rechter Gewerkschafts-
führung  und  internationalen  Monopolen. 
Auch in der Türkei und in China gab es be-
deutende Arbeiterstreiks.

In allen Kämpfen zeigt sich ein wachsendes 



Selbstbewusstsein der Arbeiter, was in de-
mokratischen  und  radikalen  Streikformen 
zum Ausdruck kommt.

Das  internationale  Krisenmanagement 
scheint nicht nur bei der Umweltfrage in 
der Krise zu sein? 

Das  internationale  imperialistische  Krisen-
management,  im Jahr 2008 noch der Ret-
tungsanker des internationalen Finanzkapi-
tals,  geriet  seit  der  Euro-Krise  ab  2010 
selbst in die Krise, aus der es sich bis heute 
nicht wieder erholt hat:

• Die Griechenland-Krise wurde nach 5-jäh-
riger Dauer im Juli diesen Jahres mit einer 
erneuten Geldspritze von 86 Milliarden Euro 
lediglich  aufgeschoben,  aber  nicht  gelöst. 
Die EU samt ihren Instanzen des Krisenma-
nagements wie Europarat, Europakommissi-
on, EU-Parlament und EZB sind inzwischen 
nicht nur zunehmend verhasst – wie in Grie-
chenland, sondern seit  der Flüchtlingskrise 
auch noch heillos zerstritten.

• Die von der UNO im Jahr 2000 großspurig 
verkündeten Millenniumsziele  zur  Überwin-
dung  von  Armut,  Hunger,  Seuchen  usw. 
wurden  im  Zieljahr  2015  weitgehend  ver-
fehlt.

• Die Weltklimakonferenz in Paris dokumen-
tiert ein erneutes Versagen der imperialisti-
schen Mächte, der drohenden Umweltkata-
strophe wirkungsvoll entgegenzutreten.

• Die Krise der bürgerlichen Flüchtlingspoli-
tik hat zu einer  offenen EU-Krise  geführt. 
Es ist  bisher nicht möglich, vereinheitlichte 
Beschlüsse zur  Bewältigung dieser  Flücht-
lingskrise  zu  fassen.  Vor  diesem  Hinter-
grund ist es eine reale Option, dass die EU 
in ihrer heutigen Form zerbricht. Das würde 
allerdings  den  deutschen  Imperialismus  in 
seinem  internationalen  Konkurrenzkampf 
stark zurückwerfen, weshalb die Merkel-Re-
gierung alles tut, um ein solches Auseinan-
derbrechen der EU zu vermeiden.

Der  von  der  NATO  geführte  Afghanistan-
Feldzug gegen den „Terrorismus“ ist kläglich 
gescheitert.  Dieses zunehmende Versagen 
des  imperialistischen  Krisenmanagements 
zur  Lösung  der  grundlegenden  Mensch-
heitsprobleme  ist  eine  der  wesentlichen 
Quellen für den Stimmungsumschwung der 
Massen.

Im März  2016 wird die  zweite  Weltfrauen-
konferenz in Kathmandu/Nepal, stattfinden.  
Welche Bedeutung misst die MLPD diesem 
Ereignis bei? 

Zunächst muss erst einmal geklärt werden, 
ob diese Konferenz zum geplanten Ort und 
Termin  überhaupt  stattfinden  kann.  Durch 
die Blockade Indiens gibt es eine ernsthafte 
Versorgungskrise  in  der  Elektrizität,  beim 
Wasser  und  der  Ernährung  der  Bevölke-
rung. Wenn es nicht gelingt, diese Blockade 
Indiens, die als eine massive Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten Nepals zu-
rückgewiesen werden muss, aufzubrechen, 
wird es sehr schwer, diese Konferenz in der 
geplanten Form durchzuführen. Deshalb ist 
es eine wichtige Aufgabe der Frauenbewe-
gung, sich auch politisch gegen diese impe-
rialistische Blockadepolitik Indiens zur Wehr 
zu setzen, die sich im Wesentlichen gegen 
den  Beschluss  einer  demokratischen  Ver-
fassung richtet.

In  Deutschland  hat  inzwischen  eine  Dele-
giertenkonferenz stattgefunden, wo die fünf 
Delegierten  aus Deutschland gewählt  wur-
den.  Die  Entwicklung  der  kämpferischen 
Frauenbewegung in Deutschland hat in den 
letzten  20 Jahren einen bedeutenden Auf-
schwung  genommen.  Sie  umfasst  immer 
mehr auch breitere Massen und bezieht grö-
ßere  Massenorganisationen  wie  Gewerk-
schaften und andere Verbände mit ein. Das 
ist zwar immer noch nicht die breite Masse 
der  Bevölkerung,  aber  ein  enormer  Fort-
schritt, wenn man bedenkt, dass Anfang der 



1990er  Jahre  die  Frauenbewegung  in 
Deutschland mehr oder weniger am Boden 
lag. Die Aktivitäten der kämpferischen Frau-
enbewegung  in  Deutschland  waren  ein 
wichtiger Träger der Vorbereitung für diese 
Weltfrauenkonferenz. Sie waren immer auch 
Impulsgeber,  trugen zur  finanziellen Unter-
stützung dieses großen Treffens bei und vie-
le  Frauen  nahmen auch  aktiv  teil.  Monika 
Gärtner-Engel genießt in der internationalen 
kämpferischen Frauenbewegung ein großes 
Ansehen. Ich nehme an, dass viele Aktivis-
tinnen den Weg nach Nepal finden, um sich 
mit der kämpferischen Frauenbewegung der 
Welt auszutauschen. Der internationale Zu-
sammenschluss  der  Frauenbewegung  ist 
auch  deshalb  von  so  großer  Bedeutung, 
weil  er  ohne  Einfluss  der  von  den  Herr-
schenden  gesteuerten  NGOs  zustande 
kam. Er war eine wirkliche kämpferische In-
itiative der Basisfrauen und sollte es auch 
bleiben.

Konnte die MLPD von dem Stimmungsum-
schwung profitieren?

Die MLPD entwickelt sich positiv. Sie leistet 
auch  einen  spürbaren  Beitrag  für  die  Be-
wusstseinsbildung  der  Massen.  Sie  ist  im 
Moment dabei, sich die neu erwachsenden 
Möglichkeiten  und  Herausforderungen  be-
wusst  zu  machen.  Es  kennzeichnet  den 
Prozess  der  Vorbereitung,  Durchführung 
und Auswertung des X.  Parteitags,  diesen 
Bewusstseinsschub zu vollziehen.

Die  Vorbereitung,  Durchführung  und 
Nachbereitung  des  X.  Parteitags ist  die 
entscheidende  Methode  der  Kritik-
Selbstkritik-Bewegung ,  die  mit  einem 
sehr  bedeutenden  Selbstveränderungspro-
zess verbunden ist.  Gerade wird unter der 
Mitgliedschaft  die  Diskussion  des Rechen-
schaftsberichts  (Entwurf)  des ZK mit  einer 
Vielzahl  von  Änderungsvorschlägen  zu 
Ende  geführt.  Diese  Diskussion  war  auch 

damit  verbunden,  die  Arbeit  zu  verändern. 
Davon  hat  insbesondere  das  System  der 
Kleinarbeit  profitiert,  das  zuvor  zeitweise 
durch  eine  Vielzahl  von  Aktivitäten  in  ver-
schiedene Einzelheiten zu zerfallen drohte. 
Auch in der Jugendarbeit  als Massentaktik 
des  Parteiaufbaus  haben  sich  vielfältige 
neue Initiativen und Erkenntnisse herausge-
bildet, die sich auch in einer positiven Mit-
gliederentwicklung  vor  allem  des  Jugend-
verbands  niederschlagen.  In  der  Rechen-
schaftsberichts-Diskussion  konnten  wir 
einen  wichtigen  Erkenntnisfortschritt  über 
das Merkelsche Regierungssystem erzielen. 
Sie hatte sich das System der kleinbürgerli-
chen  Denkweise  als  Regierungsmethode 
von der vorherigen rot-grünen Regierung zu 
eigen gemacht und es mit einem verstärkten 
modernen  Antikommunismus  durchgesetzt. 
Es ist sehr wichtig, diese neue Methode des 
parlamentarischen  Systems  zu  begreifen, 
weil  es  tatsächlich  dazu  geführt  hat,  dass 
der Übergang zur Arbeiteroffensive erst ein-
mal  gestoppt  wurde  und  das  Klassenbe-
wusstsein stagnierte.  Inzwischen steht die-
ses  modifizierte System der kleinbürger-
lichen  Denkweise  der  Merkel-Regierung 
am Rande einer offenen Krise.  Es ist  in 
diesem  Zusammenhang  wichtig,  dass  wir 
die  neuen  Aufgaben  in  der  neuen  gesell-
schaftlichen  Rolle  der  MLPD  begreifen. 
Dazu wird auch der zweite Teil  der Partei-
tagsvorbereitung helfen. Das Zentralkomitee 
hat dazu eine Überarbeitung des 1999 be-
schlossenen Parteiprogramms in die Orga-
nisation gegeben. An dieser Diskussion kön-
nen sich auch Freunde der Partei beteiligen. 
Es beinhaltet den gesamten Erkenntnisfort-
schritt,  den wir  durch  die  Herausgabe der 
Nummern 29 bis 35 unseres theoretischen 
Organs  REVOLUTIONÄRER  WEG  in  den 
letzten Jahren gemacht haben. Mit diesem 
Programm wird das Alleinstellungsmerkmal 
der  MLPD allseitig  beschrieben und noch-



mal viel deutlicher gemacht, was die MLPD 
als „Partei neuen Typs“ eigentlich ausmacht.

Wir  erleben  in  der  Parteitagsvorbereitung 
einen engen Schulterschluss zwischen Zen-
tralkomitee  und  Parteibasis.  Wir  befinden 
uns also in einer komfortablen Situation, ge-
rade  wenn  man  sich  ansieht,  wie  andere 
Parteien wie die CDU oder die SPD vor Par-
teitagen zittern. Das darf natürlich nicht zu 
Selbstgefälligkeit führen. Sondern es ist für 
uns ein Ansporn, den X. Parteitag ins Zen-
trum  der  Arbeit  des  nächsten  Jahrs  zu 
rücken.

Die Behandlung des Rechenschaftsbericht-
sentwurfs und der Vorlage zum überarbeite-
ten  Parteiprogramm  sind  sicherlich  neben 
dem Kaderaufgebot für die zentralen Gremi-
en Kernstücke der Vorbereitung des X. Par-
teitags. Sie reduziert sich aber nicht darauf. 
Es  geht  darum,  die  Parteitagsvorbereitung 
als Einheit von Theorie, Praxis und Metho-
de zu begreifen. Insbesondere müssen wir 
durch eine konkrete Analyse der konkreten 
Situation auf dem Niveau der Lehre von der 
Denkweise  die  neuen  Erscheinungen  und 
wesentlichen Veränderungen in den objekti-
ven  und  subjektiven  Entwicklungen  genau 
erfassen,  weil  wir  sonst  nicht  in  der  Lage 
sind, richtig zu agieren. Und es ist notwen-
dig,  die  daraus  erwachsenden  Aufgaben-
stellungen vollständig zu begreifen und die 
schöpferischen  Schlussfolgerungen für 
die  Strategie  und Taktik  im Klassenkampf, 
Parteiaufbau und der Vorbereitung der inter-
nationalen  Revolution  sowie  der  Strategie 
und Taktik im Kampf um die Denkweise der 
Massen  allseitig  zu  durchdenken.  Es  geht 
also darum, die Vorbereitung, Durchführung 
und Nachbereitung des X. Parteitags als be-
wusste  Anwendung  der  dialektischen 
Methode auf dem Niveau der Lehre von der 
Denkweise und des systemischen Denkens 
zu verstehen und zu verwirklichen.

Ich bin  fest  davon überzeugt,  dass der  X. 
Parteitag  einen  bedeutenden  Bewusst-
seinsschub  innerhalb  der  MLPD  bewir-
ken wird und ein guter Ausgangspunkt für 
eine neue taktische Offensive des Sozialis-
mus ist.

Die  MLPD  ist  in  den  letzten  40  Jahren 
auch als Gegenpol zum modernen Revi-
sionismus  entstanden,  der  im  Nieder-
gang der DDR und der Sowjetunion sei-
nen  traurigen  Höhepunkt  fand.  Ist  der 
Kampf gegen den modernen Revisionis-
mus heute passee? 

Der  moderne  Revisionismus  hat  nach  wie 
vor seine Träger,  aber diese Träger haben 
heute sehr große Probleme, ihren Weg zu 
finden. Gerade erleben wir in der DKP eine 
makabre Diskussion. Der DKP-Parteitag An-
fang November beschloss in einem Leitan-
trag, die DKP als eine „marxistisch-leninisti-
sche“ Partei zu bezeichnen. Das ist ein No-
vum, denn die Gründung der DKP 1968 war 
ausdrücklich mit der Aufgabe dieses marxis-
tisch-leninistischen  Anspruchs  verbunden. 
Entsprechend gab es auch über ein Drittel 
Gegenstimmen und der frühere DKP-Vorsit-
zende  Stehr  kritisierte  diesen  Beschluss, 
weil er einen unnötigen Vorwand gäbe, die 
DKP aufzulösen. Welche erbärmliche Feig-
heit!  Andererseits  ist  es  das  späte  Einge-
ständnis,  dass unser  Vorwurf  des Revisio-
nismus der DKP voll zutrifft. Sie haben bis-
her  bewusst  einen  marxistisch-leninisti-
schen  Charakter  abgelehnt,  um  zu  einem 
Bestandteil des bürgerlichen Parlamentaris-
mus  in  Deutschland  zu  werden.  Der  Be-
schluss der DKP, sich wieder eine marxis-
tisch-leninistische Partei  zu nennen,  ist  je-
doch irreführend. Denn ihre inhaltlichen Po-
sitionen sind nach wie vor von der Revision 
des  Marxismus-Leninismus  geprägt.  Des-
halb  muss  die  Auseinandersetzung  unbe-
dingt weitergeführt werden, um diesen Un-



terschied  deutlich  zu  machen.  Zwar  relati-
viert die DKP inzwischen ihre Kritik an Stalin 
und Mao Zedong,  aber sie spricht  in ihrer 
Strategie  immer  noch  von  einem  ver-
schwommenen  „revolutionären  Bruch“  mit 
einer  illusionären antimonopolistischen De-
mokratie als Übergangsform statt von einer 
sozialistischen  Revolution.  Es  wird  auch 
künftig  notwendig  sein,  sich  mit  der  DKP 
ideologisch-politisch  auseinanderzusetzen. 
Andererseits haben wir auch wiederholt der 
DKP das Angebot gemacht, in der Kleinar-
beit auf Grundlage des Kampfs zusammen-
zuarbeiten. Es gibt verschiedene Felder, wo 
auch heute Mitglieder von DKP und MLPD 
einen  engen  Schulterschluss  haben.  Das 
trifft insbesondere auf den antirassistischen 
und antifaschistischen Kampf und den Frie-
denskampf zu. Auch in Betrieb und Gewerk-
schaft oder in der Umweltbewegung gibt es 
verschiedene  Ansatzpunkte.  Wir  machen 
die  ideologisch-politische Übereinstimmung 
mit  der MLPD nicht zur Voraussetzung für 
eine praktische Zusammenarbeit auf Grund-
lage  des  Kampfs  um  Tagesfragen  in 
Deutschland.  Aber wir  werden auch weiter 
über  die  schädliche  Rolle  des  Revisionis-
mus in der Arbeiterklasse diskutieren. In un-
seren  Änderungsvorschlägen  zu  unserem 
Parteiprogramm  haben  wir  vorgeschlagen, 
die DKP nicht  mehr zu erwähnen, weil  es 
mehr um die verschiedenen Schattierungen 
des  Revisionismus  geht,  mit  denen  man 
sich auseinandersetzen muss. Auch trifft die 
überragende  Bedeutung  der  DKP  als 
Hemmnis im marxistisch-leninistischen Par-
teiaufbau nicht mehr zu.

Viele Genossen haben uns gefragt, wie in 
der  vielfältigen  Parteiarbeit,  die  derzeit 
auf der MLPD lastet, auch noch die „Rote 
Fahne“  zu  einem  Magazin  umgestellt 
wurde.  War die Belastung gerechtfertigt 
und wie sieht die Zwischenbilanz aus? 

Man kann nicht in eine neue gesellschaftli-
che  Rolle  hineinwachsen  ohne  die  Mittel, 
Methoden und Instrumente der Parteiarbeit 
dieser neuen gesellschaftlichen Rolle anzu-
passen.  Wir  brauchen  eine  Agitation  und 
Propaganda  neuen  Typs,  in  der  auch  die 
neuen Bedingungen, Formen und Gewohn-
heiten der Bewusstseinsbildung berücksich-
tigt  werden.  Mit  der  Umstellung  der  „Rote 
Fahne“  zu  einem Magazin  wollten  wir  ein 
positives Beispiel  für  eine  solche Agitation 
und Propaganda schaffen. Bei dem Magazin 
geht es nicht darum, dass es ein anderes 
Erscheinungsbild  hat,  sondern  es  entsteht 
auch  in  einem  anderen  Kontext  und  wird 
auch  anders  verbreitet.  Wir  haben  inzwi-
schen  viele  Fachredakteure  und  arbeiten 
auch mit parteilosen Menschen zusammen, 
die  ihren  Beitrag  zu  dem Magazin  leisten 
wollen. Was den Vertrieb dieses Magazins 
betrifft, so ist es wegen seiner nicht tages-
politischen Ausrichtung auch über einen län-
geren Zeitraum als Themenheft einsetzbar. 
Das wird dazu führen, dass auch der „Rote 
Fahne“-Verkauf sich ändern wird.  Wir wer-
den nicht nur die aktuelle Nummer anbieten, 
sondern  gleichzeitig  die  verschiedensten 
Themenhefte der letzten Zeit, um die Vielfalt 
der Parteiarbeit deutlich zu machen. Hinzu 
kommt,  dass  die  „Rote  Fahne“  durch  ihre 
neue Form selbst mehr ins Auge sticht und 
für bestimmte Methoden wie den Kioskver-
kauf  interessant  geworden  ist.  Das  „Rote 
Fahne“-Magazin ist sowohl in der MLPD wie 
auch bei „Rote Fahne“-Lesern oder bisheri-
gen  Nichtlesern  positiv  angekommen.  Der 
Widerspruch dazu war minimal, während wir 
gleichzeitig  eine  Reihe  neuer  Abonnenten 
und  Aktivisten  für  die  Mitarbeit  gewinnen 
konnten. Es ist wichtig, dass sich die Orga-
nisation noch bewusster mit dem „Rote Fah-
ne“-Magazin auseinandersetzt und ihre Be-
teiligung an dem Magazin und an der Ver-
breitung verbessert.



Zum Jahreswechsel  letztes Jahr hattest 
Du von der Notwendigkeit  der Stärkung 
der  MLPD gesprochen.  Dazu wurde  ge-
sagt, dass natürlich die marxistisch-leni-
nistische Jugendarbeit  eine bedeutende 
Triebkraft  für  diese  Stärkung  sein  soll. 
Wie  ist  die  Jahresbilanz  dazu ausgefal-
len? 

Wir können eine positive Bilanz ziehen vor 
dem  Hintergrund,  dass  unter  der  Jugend 
eine neue politische Aufbruchstimmung fest-
zustellen ist. In der Shell-Studie 2015 resü-
miert Professor Albert, dass die Jugend risi-
kofreudiger geworden ist, dass sie gestalten 
will,  sich  zunehmend  für  gesellschaftliche 
Belange  interessiert,  sich  mehr  und  mehr 
mit Politik beschäftigt und mit dem, was in 
der  Welt  vor sich geht.  Diese Feststellung 
können wir auch machen. Die zunehmende 
Aktivität  der Massen ist  auch identisch mit 
einer  zunehmenden  Aktivität  junger  Leute, 
sich  für  ihre  Zukunftsinteressen  einzuset-
zen. Gerade in der internationalen Solidari-
tät,  im  Kampf  zur  Verteidigung  demokrati-
scher Rechte und Freiheiten und im Kampf 
zur  Rettung  der  natürlichen  Umwelt  steht 
die  Jugend vorne dran.  Dazu gehört  auch 
die praktische Solidarität mit den Flüchtlin-
gen im Kampf gegen die reaktionären Asyl-
gesetze und auch die Angriffe der Faschis-
ten und Rassisten verschiedenster Couleur. 
Es kommt aber für uns nicht nur darauf an, 
irgendeine  Jugendarbeit  zu  machen,  son-
dern die Rebellion der Jugend zu organisie-
ren, damit sie zu einem entscheidenden Re-
servoir  für  den  beschleunigten  marxis-
tisch-leninistischen  Parteiaufbau  wird.  Das 
ist es, was wir unter der Massentaktik des 
Parteiaufbaus verstehen. Es ist uns in die-
sem Jahr gelungen, 15 neue REBELL- und 
Rotfuchsgruppen zu gründen, weitere Grup-
pen zu stärken und in neue gesellschaftliche 
Bereiche vorzudringen. Auch die Mitglieder-
entwicklung  des  REBELL  ist  mit  plus  10 

Prozent  positiv.  Der  REBELL macht  Ernst 
mit seinem Vorhaben seines 12. Verbands  -
delegiertentags, REBELL und MLPD allsei-
tig zu stärken. Ich freue mich auch, einige 
Rebellen als neue Mitglieder der MLPD be-
grüßen zu dürfen! Der REBELL hat aktiv an 
den Brigaden in Kobanê und in Truckenthal 
mitgearbeitet  und  vielerlei  Aktivitäten  dazu 
entwickelt.  Es  ist  wichtig,  dass  wir  dieser 
Entwicklung  des REBELL größte  Aufmerk-
samkeit  schenken  und  in  unserer  ideolo-
gisch-politischen  Erziehungsarbeit,  in  der 
praktischen Zusammenarbeit und im engen 
Schulterschluss  gerecht  werden.  Ohne 
einen  starken  Jugendverband  wird  es  uns 
nicht gelingen, einen nachhaltigen Generati-
onswechsel in den nächsten zehn Jahren zu 
vollziehen. Dabei hat der REBELL mit seiner 
Lebensschule der proletarischen Denkweise 
seine Substanz gefestigt und übt eine wach-
sende Anziehungskraft auf die rebellierende 
Jugend aus. Diesen Weg müssen wir wei-
tergehen und er soll auch ein bestimmendes 
Merkmal für das Jahr 2016 werden. Ich be-
grüße die Überlegung, dass das Musikfesti-
val an Pfingsten 2016 in Truckenthal vor al-
lem ein Solidaritätskonzert für eine interna-
tionalistische Asyl- und Flüchtlingspolitik und 
gegen Faschismus und Rassismus sein soll. 
Das  wird  einer  der  nächsten  Höhepunkte 
unserer revolutionären Jugendarbeit sein.

Die MLPD hat  sich für  2016 viel  vorge-
nommen. Vor allem wird der X. Parteitag 
stattfinden!

Die Vorbereitung, Durchführung und Nach-
bereitung des X. Parteitags ist die wichtigste 
Aufgabe 2016. Sie ist natürlich keine Arbeit 
im luftleeren Raum, sondern steht in engem 
praktischen Zusammenhang mit der Selbst-
veränderung der Partei und der aktiven Be-
teiligung  an  den  wichtigsten  gesellschaftli-
chen  Entwicklungen.  Die  Partei  muss  ler-
nen, in ihre neue gesellschaftliche Rolle hin-



einzuwachsen.  Das  ist  auch  der  entschei-
dende  Maßstab  für  ihre  Veränderung.  Sie 
muss weltanschaulich  in  die  Offensive  ge-
hen und die Krise der bürgerlichen Ideologie 
nutzen,  den  Marxismus-Leninismus  unter 
den  Massen  zu  verbreiten.  Die  Krise  der 
bürgerlichen Ideologie bedeutet,  dass eine 
entscheidende  Bindungskraft  zum  gesell-
schaftlichen System mehr und mehr schwin-
det.  Wer  spricht  heute  noch  von  „Sozial-
staat“,  „sozialer  Marktwirtschaft“,  von  „kri-
senfreiem Kapitalismus“ usw.? Große Mode 
haben dagegen der Pragmatismus, die so-
genannte Ideologiefreiheit, die nichts ande-
res bedeuten, als dass man sich nicht mehr 
richtig festlegt und nur noch auf die Krisen 
des Systems reagiert. Die MLPD hat dage-
gen eine ganz klare Zukunftsvision, sie will 
eine Gesellschaft ohne Ausbeutung und Un-
terdrückung, in der sich der ganze wissen-
schaftliche, technische aber auch kulturelle 
Fortschritt im Interesse der Menschheit frei 
von  kapitalistischer  Knebelung  entfalten 
kann. Es wird immer wichtiger, diese wichti-
gen Alleinstellungsmerkmale der MLPD un-
ter den Massen zu verbreiten. Deshalb be-
mühen wir uns auch mit unseren Filmen ge-
gen  den  modernen  Antikommunismus,  zu 
Karl Marx oder Lenin weltanschauliche Bil-
dungsarbeit über den Kern des Marxismus-
Leninismus zu machen. Leider werden die-
se Mittel noch zu wenig genutzt und bei den 
vielfältigen  Aktivitäten  zu  schnell  an  den 
Rand  gedrückt.  Wir  müssen  uns  aber  im 
Klaren  darüber  sein,  dass  eine  wirkliche 
Selbstveränderung  im  Bewusstsein  der 
Massen,  ein  wirklicher  qualitativer  Sprung 
nur möglich ist, wenn die Menschen zu ei-
ner positiven Haltung zum Marxismus-Leni-
nismus und zum echten Sozialismus finden. 
Ein  Geheimnis  der  positiven  Entwicklung 
der MLPD liegt in ihrer theoretischen Arbeit 
mit dem System REVOLUTIONÄRER WEG, 
mit  dem  vorausschauend  die  brennenden 

Fragen der Zeit bearbeitet werden.

Der  X.  Parteitag findet  sicherlich  auch ein 
großes  Interesse  unter  unseren  internatio-
nalen Freunden, die uns in der ICOR-Arbeit 
kennengelernt  haben.  Immer  mehr  wollen 
sie an unseren Erfahrungen im Parteiaufbau 
teilhaben und auf Augenhöhe mit der MLPD 
zusammenarbeiten. Insofern soll der Partei-
tag auch ein Ereignis der internationalen re-
volutionären  Arbeiterbewegung  und  der 
ICOR sein. Eine wichtige Rolle wird der Ge-
nerationswechsel haben, den wir seit einiger 
Zeit systematisch betreiben. Die Politik und 
auch die Parteiarbeit sind komplexer gewor-
den und erfordern viel  Ausbildung und Er-
fahrung, die man nicht von heute auf mor-
gen erwerben kann. Wir werden eine Viel-
zahl neuer Kräfte und Kader brauchen, um 
unsere  Aufgaben  im  internationalen  Klas-
senkampf und der Vorbereitung der interna-
tionalen sozialistischen Revolution stemmen 
zu können. Deswegen ist der Generations-
wechsel auch mit einer Verbreiterung unse-
rer Basis in den vielfältigen Funktionen der 
Parteiarbeit verbunden. Es ist wichtig, dass 
wir mutig junge Genossen animieren und ih-
nen  auch  Verantwortung  übertragen.  Eine 
falsche Vorsicht, dass es dabei zu Fehlern 
kommt, bringt uns nicht weiter. Wir müssen 
den Enthusiasmus, die Zuversicht und den 
Schwung der Jugend nutzen und die Partei-
arbeit  in  den  Herzen  einer  viel  größeren 
Masse von Arbeitern, Frauen, Jugendlichen, 
Migranten,  Umweltschützern  und  Antifa-
schisten verankern.

Ich freue mich schon auf diesen X. Partei-
tag, weil jetzt schon abzusehen ist, dass er 
seine  Aufgaben der  Kritik-Selbstkritik-Kam-
pagne erfolgreich lösen und die MLPD posi-
tiv verändern wird.

Im Jahr 2016 werden wir auch schon mit der 
Vorbereitung auf wichtige Projekte 2017 be-
ginnen.  So streben wir  2017 zu den Bun-



destagswahlen ein breiteres Bündnis mit in-
ternationalistischen  und  revolutionären  Or-
ganisationen vor allem unter den Migranten 
an.  2017  jährt  sich  die  Oktoberrevolution 
zum 100.  Mal  und  die  ICOR will  dies  für 
eine internationale Kampagne zu den Leh-
ren aus den Erfahrungen in  sozialistischer 
Revolution und sozialistischem Aufbau nut-
zen.

Ich möchte mich am Schluss in aller Form 
bei allen Genossinnen und Genossen, Sym-
pathisanten,  Freunden,  Bündnis-  und  Ge-
schäftspartnern für die geleistete Arbeit, die 
Zusammenarbeit  und  die  große  Solidarität 
im Jahr 2015 bedanken. Die MLPD lebt von 
diesen vielfältigen Initiativen, dem selbstlo-
sen Einsatz und dem unermüdlichen Enga-

gement  Vieler.  Ich  hoffe,  dass  der  Strom 
dieser,  die  an  unserem  großen  Zukunfts-
werk  mitarbeiten,  2016  noch  breiter  sein 
wird.  Wir  haben  eine  wissenschaftlich  be-
gründete Vision – die vereinigten sozialisti-
schen Staaten der  Welt,  eine Welt,  in  der 
die  Ausbeutung  und  Unterdrückung  des 
Menschen durch den Menschen endet, die 
Einheit von Mensch und Natur sich entfalten 
kann, in der Kriege, Armut und Umweltzer-
störung  der  Vergangenheit  angehören.  Ich 
wünsche allen Lesern der „Rote Fahne“ ver-
diente erholsame Feiertage und einen guten 
Rutsch ins neue Jahr.

Vielen Dank für das Gespräch! 

  ¹) Statistisches Bundesamt, Außenhandel, 
Fachserie 7 Reihe 1


